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Ergebniszusammenfassung

der Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur Steuerung und Begrenzung der Zuwanderung und zur Regelung des Aufenthalts und der Integration von Unionsbürgern und Ausländern (Zuwanderungsgesetz) (Drucksache 14/7387) und anderen Drucksachen, unter besonderer Berücksichtigung der Auswirkungen auf unerlaubte Zuwanderung und unerlaubten Aufenthalt.

Vorgelegt anlässlich der öffentlichen Anhörung des Innenausschusses des Deutschen Bundestages in Berlin am 16.1.2002

___________________________________________________________________________

Einleitung

Jedes Gesetz, welches wie der Gesetzentwurf der Regierungskoalition ernsthaft Zuwanderung steuern und begrenzen will, muss sich konzeptionell auch mit dem Problem der unerlaubten Zuwanderung beschäftigen. Denn faktisch stattfindende unerlaubte Zuwanderung ist schließlich auch Zuwanderung, die der Regelung bedarf. Ebenso gälte es bei einer gründlichen Revision des Ausländerrechts Lösungen für die Lage einer Vielzahl von Menschen zu finden, die in Deutschland zwar ohne Aufenthaltserlaubnis leben, die aber bereits Integrationsleistungen erbracht haben, die von auswärts Angeworbenen erst erbracht werden müssen etc. Um die Dringlichkeit dieser Eingangsbehauptung zu untermauern, muss aber zunächst auf den Kontext verwiesen werden, innerhalb dessen heutzutage unerlaubte Zuwanderung stattfindet. 

 SEQ CHAPTER \h \r 1These 1: Illegale Migration lässt sich im Zeitalter der Globalisierung nicht gänzlich verhindern, wohl aber beeinflussen.
In einer Welt, die durch Informationsaustausch, Medien und Transportmöglichkeiten immer näher zusammenrückt und in der Reiseentfernungen abnehmen, wachsen die Möglichkeiten für Menschen in entferntesten Ländern, sich über Lebens- und Arbeitsbedingungen in den Industriestaaten ein mehr oder weniger zutreffendes Bild zu machen und sich dorthin auf den Weg zu machen. Gleichzeitig wächst aufgrund dieser internationalen Vernetzung in den reichen Staaten eine Nachfrage nach illegalen, billigen und willigen Arbeitskräften, einerseits, um im Konkurrenzdruck einer international deregulierten Wirtschaft mithalten zu können, andrerseits, weil es schlicht vorteilhaft ist, Arbeitsstellen mit Leuten besetzen zu können, die bereit sind, zum halben Preis die selbe Arbeit genauso gut zu verrichten wie andere, die nach Gesetz und Tarif bezahlt würden. In diesem Kontext wird es immer soziale, kommerzielle und kriminelle Netzwerke und Anbieter geben, die der Nachfrage nach unerlaubten Migrationsmöglichkeiten entsprechende Angebote entgegensetzen werden. Auch wenn man unerwünschte Migrationsbewegungen im Zeitalter der Globalisierung nicht gänzlich verhindern kann, kann man sie zum Guten und zum Schlechten beeinflussen und verändern. Zuwanderungsgesetze, auch nationale, sind hierfür prinzipiell ein mögliches Instrument.

These 2: Das Zuwanderungsgesetz in der jetzigen Form wird eine Zunahme von Illegalität nach sich ziehen. 
FLÜCHTLINGE

Flüchtlinge wählen ihr Zufluchtsland nach einer Reihe von Kriterien. Sie suchen Schutz vor Verfolgung, daneben  spielen aber auch andere Faktoren eine Rolle: Dort lebende Verwandte, traditionelle (historische, kulturelle) Beziehungen (z.B. durch die Kolonialisierung und u.U. daraus erwachsende Anerkennung von Ausbildungsabschlüssen), vorhandene oder vermutete Gelegenheiten, Arbeit zu finden. Daraus folgt: Selbst wenn eine Asylantragstellung sich in einem Land immer weniger lohnt, weil die Anerkennungschancen immer geringer werden, ist die Zugkraft der anderen genannten Faktoren immer noch groß genug, eine unerlaubte Einreise und einen unerlaubten Aufenthalt zu riskieren. 

Das vorliegende Gesetz nun macht eine Asylantragstellung in der Tat noch unattraktiver, als sie nach der Reform des Asylrechts 1993 ohnehin schon ist. Beispielsweise wurden im Kontext der Terrorismusbekämpfungsgesetze Erschwernisse bei der Einreise nach Deutschland aus 'Problemstaaten' eingeführt, es wird viel zur Verfahrensbeschleunigung unternommen, wenig aber zur Sicherung der Qualität von Asylverfahren und Asylentscheidung, neue Ausweisungstatbestände geschaffen und der Abschiebungsschutz gelockert. Darüber hinaus wurde nichts Nennenswertes unternommen, bekannte Missstände auszubessern. Zwar gibt es den Vorschlag, nichtstaatliche und geschlechtsspezifische Verfolgung künftig als Abschiebungsverbot anzuerkennen - immerhin eine Statusverbesserung für eine Reihe von Personen. Aber selbst dieser Vorschlag ist noch nicht gesichert, wie vor allem Initiativen aus der Reihe der unionsgeführten Bundesländer deutlich machen. 

Solche Entwicklungen werden sich über die grenzübergreifenden Netzwerke herumsprechen und Flüchtlinge werden sich zukünftig verstärkt fragen: Warum soll man seine Anwesenheit in Deutschland durch eine Asylantragstellung bekannt machen, wenn man erfolgreich, wenngleich unerlaubt, den Zutritt ins Land geschafft hat? Dem subjektiven Sicherheitsgefühl ist dadurch bereits Rechnung getragen, vielleicht helfen Verwandte und Bekannte beim Einleben und der Unterbringung, vielleicht ergibt sich eine Gelegenheit zur Schwarzarbeit. Dies sollte man eintauschen gegen die Unsicherheit eines Verfahrensausgangs mit eventueller Ausreiseaufforderung oder Abschiebungsandrohung, vielleicht sogar Abschiebungshaft, gegen die Unterbringung in einer Gemeinschaftsunterkunft, Sachleistungsverpflegung, Residenzpflicht und Arbeitsverbot? Somit wird sich für einen Flüchtling, der aus den eingangs dargelegten Gründen dennoch nach Deutschland kommen möchte, der Anreiz nochmals vergrößern, sich zunächst 'einfach so' unerlaubt in Deutschland aufzuhalten und Asyl erst zu beantragen, falls der unerlaubte Aufenthalt anlässlich einer Kontrolle auffliegen sollte. Dies kann aber kein Dauerzustand bleiben: Insbesondere traumatisierte Flüchtlinge leiden durch die Lebensbedingungen in der Illegalität, vor allem durch die permanente Angst vor Entdeckung. Dies verstärkt vorhandene Traumatisierungen und verhindert eine therapeutische Behandlung. Zudem werden diese Menschen zunehmend zu einer großen Belastung für ihre Unterstützer.

FAMILIEN
Auch die vorgesehenen Regelungen für den Familiennachzug werden Auswirkungen im Bereich der Illegalität haben. Ein wichtiger Grund für unerlaubte Einreise und unerlaubten Aufenthalt ist der Wunsch nach Herstellung von Familieneinheit. Dabei geht es nicht nur um das Nachzugsalter von Kindern. Darüber hinaus ist zu bedenken, dass das 'Familienverständnis' von Menschen aus nicht-europäischen Kulturkreisen über die Kernfamilie hinausgeht. Es umfasst, neben erwachsenen Kindern und (Groß-) Eltern, oftmals auch Onkel, Tanten, Nichten, Neffen etc. Oft werden (illegale) Migrationsprojekte entlang solcher Verwandtschaftslinien organisiert. Hinzu kommt, dass illegale Aufenthalte deshalb entstehen, dass legale Zuwanderungsmöglichkeiten für Migranten nicht möglich, undurchschaubar oder langwierig sind oder weil kulturtypische Eheschließungen - z.B. vor einem Imam - in Deutschland nicht anerkannt werden.

ÖKONOMISCHE ZUWANDERUNG
Hinsichtlich der Zuwanderung aus wirtschaftlichen Gründen fällt auf, dass ganze Bereiche unerlaubter Einreise und unerlaubten Aufenthalts im Gesetzentwurf gar nicht angesprochen werden: Die empirische Forschung belegt aber, dass gerade in dem Bereich der niedrig- und geringqualifzierten Beschäftigung illegale Ausländerbeschäftigung mit der damit verbundenen Ausbeutung in hohem Ausmaß stattfindet. Die Abwesenheit ausdrücklicher Regelungen gibt aber Anlass zum Verdacht, dass die Gesetzesvorlage am Jetztzustand nicht rütteln will und der Devise folgt: 'Die, die ohnehin unerlaubt kommen und hier (unerlaubt) arbeiten, mögen dies weiter tun - wir müssen uns nur um die kümmern, die erst eine Einladung brauchen, bevor sie sich auf den Weg machen.' Anders gesagt: Dass man die Bereiche der geringqualifizierten Beschäftigung auch weiterhin den dort schon aufgrund vorhandener 'Angebot-und-Nachfragemechanismen' tätigen 'Illegalen' überlassen will - ohne sich aber um eine Stärkung von deren Rechten zu kümmern.

Eine beachtliche Anzahl 'Illegaler' kommt ursprünglich mit der Absicht eines vorübergehenden Aufenthalts nach Deutschland, um Geld für ein bestimmtes Projekt zu verdienen, etwa ein eigenes Haus, eine Wohnung, ein Geschäft, für die Tilgung von Schulden oder die Krankenhauskosten für ein Familienmitglied. Hier wären befristete Beschäftigungsverhältnisse von Bedeutung.

ZWISCHENBILANZ
Unter dem Aspekt der unerlaubten Zuwanderung und des unerlaubten Aufenthalts ist das Gesetz in seiner vorliegenden Form nicht akzeptabel, da hier vorhandene Probleme nicht nur nicht gelöst oder auch nur angegangen werden, sondern (wahrscheinlich) noch verschärft werden. Unstreitig existieren eine Reihe von Konflikten zwischen Rechtsgütern und Interessen, z.B. effektivem Flüchtlingsschutz, Zuwanderungsbegrenzung, Terroristenbekämpfung, nationalen Arbeitsmarktinteressen oder dem Recht auf Familieneinheit. Zu oft aber wurden im vorliegenden Entwurf solche Konflikte zu Ungunsten menschenrechtlicher Standards aufgelöst. Die Folgen dieses Gesetzes werden sein, dass Menschen, die unerlaubt nach Deutschland kommen wollen bzw. sich ohne Erlaubnis hier aufhalten, noch mehr als bisher auf vorhandene soziale, kommerzielle und kriminelle Netzwerke angewiesen wären, die ihnen die Erfüllung ihres Migrationsprojekts zusagen. Die bereits vorhandenen transnationalen sozialen Räume würden sich weiter vergrößern und weiter staatlichen Kontroll- und Einflussmöglichkeiten entziehen.

These 3: Illegale Zuwanderung lässt sich verringern, wenn bessere  Alternativen existieren.
Zunächst muss immer wieder an folgendes erinnert werden: Will man ernsthaft unerlaubte Migrationsbewegungen steuern und begrenzen, so wird dies langfristig nur über die Bekämpfung von Migrationsursachen gelingen - nicht aber über Visarestriktionen, Grenzsicherung, die Beschneidung von Asylverfahren und anderen Zuwanderungsmechanismen. 

Will man unerlaubte Zuwanderung verringern, so kann dies geschehen

S 
indem man beispielsweise dem faktischen Schutzbedürfnis von Flüchtlingen oder dem faktischen Wunsch nach Familieneinheit besser Rechnung als bisher trägt, oder

S 
indem man existierende Zuwanderungswünsche seitens der Migranten und faktische Nachfrage nach Zuwanderung seitens der Aufnahmegesellschaft besser miteinander verzahnt.

Konkret würde dies etwa bedeuten: Will man wieder Vertrauen in die Legitimität des Asylverfahrens schaffen, muss man es wieder klar an den Schutzverpflichtungen gegenüber Flüchtlingen orientieren, d.h. das Recht und das Verfahren muss klar erkennbar dazu da sein, verfolgte Personen zu identifizieren und ihnen Schutz zu bieten. Hierzu wäre beispielsweise nötig, dass Asylantragsteller in die Lage versetzt werden, die Bedeutung verschiedener Verfahrensschritte zu verstehen (etwa durch Verfahrensberatung), und dass Behördenmitarbeiter tatsächlich und ausreichend in der Lage sind, Traumatisierungen zu erkennen und entsprechend auf sie einzugehen, um etwa zu vermeiden, dass die Anträge von Folteropfer als unsubstanziiert abgelehnt werden. Hinzu kommt, dass derjenige, der die Verletzung von Menschenrechten und Menschenwürde in China, dem Sudan und der Türkei anprangen will, Menschen im eigenen Land würdig behandeln muss - ein Argument, welches beispielsweise für die Abschaffung 'flankierender Maßnahmen' (z.B. Sachleistungsverpflegung) zum Asylverfahren spricht. 

Was die bessere Verzahnung von Interessen betrifft, so könnte die Bedeutung der menschenrechtlichen und sozialen Situation im Herkunftsland oder die Bedeutung hier lebender Verwandten als Kriterium für eine Einreiseerlaubnis zur Arbeitsaufnahme stärker hervorgehoben werden als dies im bisherigen Gesetzentwurf der Fall ist. Dadurch könnte man faktisch ablaufende, illegale Migrationsbewegungen besser in legale Zuwanderungsmöglichkeiten einbinden. 

Der wichtige und aus Sicht der Aufnahmegesellschaft legitime Punkt, dass nachziehende Familienmitglieder ihre Integrationswilligkeit und -fähigkeit nachweisen müssen, sollte nicht vom Bildungsstand der Eltern oder rein vom Alter abhängig gemacht werden. Hier müssen Kriterien entwickelt werden, die sich auf die zuwanderungswillige Person selbst beziehen, z.B. Prüfungen vor Erteilung der Einreiseerlaubnis, befristete Aufenthaltserlaubnisse oder ähnliches.

Befristete Beschäftigungsmöglichkeiten schließlich müssen so ausgestaltet werden, dass Arbeitgeber nicht auf (billigere) ausländische Arbeitnehmer zurückgreifen, obwohl im Land lebende Arbeitkräfte vorhanden wären. Die Rückkehr von befristet zugelassenen Arbeitskräften in das Herkunftsland (und somit die Vermeidung einer unerlaubten Aufenthaltsverlängerung) könnte dadurch sichergestellt werden, dass ein Teil des Lohnes auf ein Zwischenkonto gezahlt wird und von dort erst nach der Rückkehr abgehoben werden kann.

These 4: Verbesserung der Lebenssituation illegal hier Lebender: Was den Migranten nützt, nützt auch der Aufnahmegesellschaft.

Unerlaubte Zuwanderung und unerlaubter Aufenthalt werden sich in absehbarer Zeit nicht verhindern lassen, es müssen also Wege gesucht werden, wie mit dieser unvermeidlichen Zeiterscheinung bestmöglich, d.h. im Interesse aller Beteiligten, umgegangen werden kann. Hier gibt es zwei Ebenen: 

S 
Die erste Ebene umfasst konkrete und pragmatische Verbesserungen für unerlaubt im Land lebende Menschen unterhalb der Zubilligung eines Aufenthaltsstatus.

S 
Die zweite Ebene bedarf eines Verfahrens und Kriterien, mit Hilfe derer einem so genannten 'Illegalen' ein Aufenthaltsstatus zuerkannt werden kann.

VERBESSERUNGEN UNTERHALB EINER AUFENTHALTSERLAUBNIS
Selbst die Bundesregierung gibt zu, dass 'Illegalen' - auf Grund bestehender grund- und menschenrechtlicher Bestimmungen - das Recht auf Gesundheitsfürsorge, Schulbesuch und Lohn für faktisch geleistete Arbeit zusteht. Eine Inanspruchnahme dieses Rechts scheitert in der Regel an der Angst, dass bei einer solchen Gelegenheit (infolge der Bestimmungen des (bisherigen) § 76 des Ausländergesetzes) das Fehlen des Aufenthaltsstatus 'auffliegt', mit nachfolgender Ausweisung oder Abschiebung. Dass dies so ist, liegt daran, dass bisher dem Recht des Staates auf Zuwanderungsbegrenzung Vorrang gegeben wird vor den sozialen Rechten der 'Illegalen'. Der hier bestehende Rechtsgüterkonflikt kann zu Gunsten der sozialen Rechte der Migranten aufgelöst werden, weil diese bei Gewährung dadurch nicht zugleich einen Anspruch auf Aufenthalt ableiten können, und der Staat im Gegenzug nicht auf sein Recht verzichtet, unerlaubten Aufenthalt mit anderen Mitteln aufzudecken und entsprechend zu ahnden. Der hier bestehende Rechtsgüterkonflikt soll zudem auch aus Gründen aufgelöst werden, die im Interesse der Aufnahmegesellschaft sind: 

a. 
Durch Gewährung von Gesundheitsfürsorge sind Krankheiten billiger behandelbar, weil sie nicht verschleppt werden. Zugleich ist z.B. die Ansteckungsgefahr geringer.

b. 
Durch Beschulung von Kindern wäre eine normale und kindgerechte Entwicklung sichergestellt. Kinder, die aus Angst vor Entdeckung kaum aus der Wohnung gelassen werden bzw. denen der Kontakt zu Gleichaltrigen verwehrt wird, weisen früher oder später schwere Störungen auf und sind entsprechend schwer sozialisierbar.

c. 
Durch eine Einbeziehung der Migranten in die Verfolgung ausbeuterischer Arbeitgeber - z.B. durch die Eröffnung eines anonymen Zugangs zu Polizei und Gerichten - können diese wirksamer bekämpft werden als durch bisher schwerpunktmäßig repressive Ansätze.

Weitere pragmatische Verbesserungen, die auch im Intgeresse der Aufnahmegesellschaft sind, wären Verbesserungen beim Schutz gegen Verbrecher, bei der Gewährung anonymer Rückreise- und Weiterwanderungshilfen oder bei Möglichkeiten zur Absicherung von Grundbedürfnissen wie Ernährung oder Unterkunft.

MÖGLICHKEIT FÜR EINE STATUSZUERKENNUNG
Illegalität wird auch noch in absehbarer Zeit existieren und keiner befriedigenden Lösung zugeführt werden können. Periodische Legalisierungskampagnen oder Amnestien, wie sie in anderen Ländern bereits angewendet wurden, werden keine dauerhafte Lösung bringen. Und doch wird es immer wieder Personen unter den 'Illegalen' geben, denen aus verschiedensten Gründen nur mit einer Statusgewährung geholfen werden kann. Eine entsprechende Möglichkeit könnte im Kontext einer Härtefallregelung angesiedelt sein, deren generelles Fehlen im vorliegenden Zuwanderungsgesetz von vielen Organisationen und Institutionen zu Recht bemängelt wird. Eine solche Härtefallregelung könnte auch die Möglichkeit einer Statuszuerkennung beinhalten, d.h. eine Härtefallregelung wäre u.a. dadurch sowohl in der Lage, Illegalität zu verhindern bevor sie entsteht, als auch andererseits Illegalität zu verringern, wo sie besteht. Ob Personen ohne Aufenthaltsstatus in den Genuss einer gesetzlichen Härtefallregelung kommen können, sollte anhand von Kriterien bestimmt werden. Dabei könnte es sich handeln um Krankheit, Alter, Versorgungsmöglichkeiten durch hier lebende Verwandte, fehlende Rückkehrmöglichkeit in das Herkunftsland oder Integrationsgrad hier lebender Kinder etc. Je mehr Kriterien kumulieren, umso eher würde  sich eine Person für die Anwendung einer Härtefallregelung qualifizieren. Ob ein Härtefall vorliegt, könnte von Härtefallkommissionen entschieden werden.

STRAFFREIHEIT FÜR HUMANITÄR MOTIVIERTE HILFE
Ein wichtiger Punkt im Umgang mit Illegalität in Deutschland ist die Frage, inwieweit humanitär motivierte Hilfe für 'Illegale' strafbar ist nach den Bestimmungen des (bisherigen) § 92a Ausländergesetz (Beihilfe zu unerlaubtem Aufenthalt). Rechtsgutachten ergeben, dass in der Tat, unter bestimmten Umständen, das Engagement eines Arztes, Lehrers, Sozialarbeiters oder Pfarrers, der 'Illegalen' Hilfe leistet, unter die Straftatbestimmungen dieses Paragrafen fallen. Dies schafft Angst und Unsicherheit unter Menschen, die anderen Menschen helfen wollen. Es kann nicht im Interesse eines Landes sein, dass Hilfeleistung unterlassen wird, vorhandenes Leid sich vergrößert und so vielleicht in Verzweiflung und Gewalttaten umschlagen kann. Aus diesem Grund ist hier schnellstmöglich Klarheit zu schaffen.

Schlussfolgerung
Das Projekt Zuwanderungsgesetz wurde als eines der großen zukunftsweisenden Reformprojekte der rot-grünen Regierung angepriesen und vorab gefeiert. Anfänglich nicht ganz zu Unrecht: Die Berufung der Unabhängigen Kommission Zuwanderung, deren Zusammensetzung und Arbeit, war ein mutiger und geschickter Schritt und ließ Großes erhoffen. Und tatsächlich: Der Bericht dieser Kommission verdiente den Titel "zukunftsweisend". 

Alles aber, was danach zu diesem Thema veröffentlicht und diskutiert wurde, ist ein Zurückrudern. Insbesondere die Änderungen, die nach den Anschlägen vom 11.9.2001 in das Gesetz einflossen, stärken den Geist der Gefahrenabwehr, die auch die bisherigen ausländerrechtlichen Regelungen charakterisierten. Natürlich ist kein Zuwanderungsgesetz formulierbar, ohne dass es zu Güter- und Interessenskonflikten kommt. Im vorliegenden Fall werden aber allzu viele Konflikte zu Ungunsten der Zuwanderer und zu Gunsten von politischen Zielen  wie Sicherheit, Kontrolle, Abschreckung, Abwehr und Maßnahmen zur "Ausreisemotivation" aufgelöst. 

Was somit die Auswirkungen des Gesetzentwurfs auf unerlaubte Zuwanderung und unerlaubten Aufenthalt betrifft, so kann ich ihn so, wie er ist - und noch mehr so, wie es unter dem Druck der C-Parteien und den von ihnen (mit-)regierten Ländern zu werden droht - nur noch ablehnen: Im vorliegenden Entwurf gibt es nach Auffassung des JRS auch sonst, bis auf die Anerkennung von nichtstaatlicher und geschlechtsspezifischer Verfolgung als Abschiebungshindernis, kaum nennenswerte Verbesserungen mehr zum derzeitigen Gesetzes- und Verordnungsstand. Der Entwurf klammert wichtige, regelungsbedürftige Bereiche aus, er wird Illegalität vergrößern, viele Probleme, die wir gerade in diesem Kontext schon haben, verschärfen und neue schaffen. 

Um nochmals auf die Eingangsthese zurückzuweisen: Zuwanderung lässt sich zukünftig, auf Dauer und den Realitäten entsprechend, nur regeln, wenn hierbei der Problemkomplex der unerlaubten Zuwanderung unmittelbar einbezogen wird. Wenn wir die Chance hierzu jetzt nicht nutzen, werden vorhandene Probleme sich weiter vergrößern und zukünftige Regelungsversuche nicht nur immer schwieriger werden, sondern auch immer weniger möglich sein.







